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Sitzung des Stadtrates am 27.08.2025
Antrag der AfD-Stadtratsfraktion zur Steigerung der Angebote bei offenen 
Ausschreibungen der Verwaltung 
Vorlagen-Nr.: VIII/2025/01503
TOP: 11.7
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:

Die Verwaltung empfiehlt, den Antrag abzulehnen.
 
Begründung:

Der Oberbürgermeister ist gemäß § 66 Abs. 1 S. 2 Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) für die sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungsgemäßen
Gang der Verwaltung verantwortlich und regelt ihre innere Organisation. Als Leiter der Stadtverwaltung
ist der Oberbürgermeister für das Funktionieren, die Einheitlichkeit und die Führung der Behörde
verantwortlich und besitzt folglich keinen Fachvorgesetzten. Dieser Verantwortlichkeit hat der
Gesetzgeber in besonderer Weise dadurch Rechnung getragen, dass er dem Stadtrat keine
Kompetenzen zur Aufstellung von Richtlinien gegeben hat, nach denen die Verwaltung zu führen ist. 
 
Die Verantwortung des Oberbürgermeisters für den ordnungsgemäßen Gang der Verwaltung umfasst
auch die Entscheidungsbefugnis über die technische Ausstattung und Ausrichtung von Internetseiten
der Stadt Halle (Saale) wie hier ihrer Homepage bzw. der Vergabeplattform der Stadt. Diese
Rechtsauffassung hat das Landesverwaltungsamt mit Beanstandungsverfügung vom 02.12.2014 zum
Beschluss des Stadtrates zum Thema Wirtschaftsförderung auf der Internetseite der Stadt Halle (Saale),
Vorlagen-Nr.: V/2014/12622, bestätigt. Dies gilt im Ergebnis ebenfalls für die Entscheidung zur
Veröffentlichung von Inhalten in Druckerzeugnissen, für die der Oberbürgermeister als gesetzlicher
Vertreter der Stadt redaktionell verantwortlich ist. Der Antrag greift daher in die allein dem
Oberbürgermeister zustehenden Befugnisse ein.
 
Davon unabhängig setzt sich die Stadt Halle (Saale) seit jeher für transparente, faire und
wettbewerbsfördernde Vergabeverfahren ein. Sämtliche Ausschreibungen und
Vergabebekanntmachungen (auch der vergebenen Aufträge) werden – im Einklang mit allen
gesetzlichen Vorgaben – über mehrere etablierte Plattformen veröffentlicht:
 

- die städtische Vergabeplattform (https://ausschreibung.halle.de/NetServer/),
 

- die Veröffentlichungsplattform des Landes Sachsen-Anhalt (https://evergabe.sachsen-
anhalt.de),

 
- die zentrale Ausschreibungsplattform des Bundes 

(https://www.service.bund.de/Content/DE/Ausschreibungen/Suche/Formular.html) sowie
 

- bei Überschreiten der EU-Schwellenwerte zusätzlich im europäischen Amtsblatt (TED) - 

https://ted.europa.eu/de/.
 
Damit stehen allen interessierten Unternehmen breite, leicht zugängliche Informationskanäle offen. Hier
besteht auch die Möglichkeit, branchenspezifisch für Unternehmen relevante Aufgabenbereiche zu
filtern, so dass potentielle Bieter gezielt Informationen zu veröffentlichten Ausschreibungen erhalten.
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Bisher wird keine separate Statistik zu Verfahren mit nur einem einzigen Bieter geführt. Eine
entsprechende Praxis, wie sie in dem Antrag avisiert wird, ist auch bei anderen öffentlichen
Auftraggebern bislang nicht etabliert.
 
Aus der Erfahrung der Vergabepraxis in der Stadt Halle (Saale) lässt sich feststellen: Auch bei
Vergaben, die am Ende nur ein Angebot erhielten, hatten zunächst mehrere Unternehmen Interesse
signalisiert und Unterlagen angefordert. Dass dennoch kein Angebot eingereicht wurde, liegt häufig an
– den von den Bietern wahrgenommenen und zuweilen medienwirksam geäußerten – komplexen
formalen Vorgaben oder sehr spezifischen Leistungsanforderungen. Genau an diesem Punkt setzt
derzeit eine Reforminitiative auf Landesebene an, deren Ziel es ist, Verfahren zu vereinfachen und somit
mehr Unternehmen die Teilnahme zu ermöglichen. Wirtschaftliche Interessenvertretungen beteiligen
sich aktiv an dieser Weiterentwicklung.
 
Die Stadt begrüßt jede Anregung, die dazu beiträgt, den Wettbewerb zu steigern. Allerdings wird in einer
zusätzlichen Veröffentlichung von Einzelbieter-Vergaben – insbesondere in Printmedien – derzeit kein
messbarer Mehrwert gesehen. Solche Maßnahmen würden voraussichtlich eher Bearbeitungszeiten
verlängern und zusätzliche Kosten verursachen, ohne die Teilnahmebereitschaft signifikant zu erhöhen.
 
Das Ziel ist klar: Das breite und leicht zugängliche Informationsangebot für potenzielle Auftragnehmer
kontinuierlich sichern und – wo es sinnvoll ist – dieses weiterzuentwickeln. Die angesprochenen
Reformen auf Landesebene werden hier aufmerksam verfolgt und deren Ergebnisse in die städtischen
Prozesse eingefügt, um die Vergabeverfahren in Halle (Saale) weiterhin offen, transparent und
wettbewerbsfreundlich zu gestalten.
 
 
Dr. Alexander Vogt
Oberbürgermeister

 




